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Das übereinkommen der Vereinten Nationen über die Rechte von 
Menschen mit behinderungen (im Folgenden: die UN-bRK), von der 
Generalversammlung der Vereinten Nationen im Dezember 2006 
angenommen und vom parlament Südafrikas am 30. März 2007 
ratifiziert (mit seinem im November desselben Jahres ratifizierten 
Fakultativprotokoll)1, ist ein äußerst beeindruckendes Gesetzeswerk. 
Wer sich damit beschäftigt, wird erkennen, dass jedes Land, das 
ernsthaft daran Interesse hat, die darin enthaltenen Rechte schritt-
weise zu realisieren, ein hochqualifiziertes und engagiertes Imple-
mentationsteam, zweckgebundene Ressourcen und ein hohes Maß an 
Rechenschaftspflichtigkeit von denjenigen, die mit seiner überwa-
chung und Umsetzung beauftragt sind, benötigt. Man sollte außer-
dem erkennen, dass die UN-bRK von Ländern mit extrem unter-
schiedlichen soziopolitischen und sozioökonomischen Verhältnissen 
ratifiziert worden ist.2 In Ländern mit einer gebildeten und mobilisier-
ten behinderten bevölkerung, in denen es bereits vor der Ratifizierung 
des übereinkommens eine effektive Gesetzgebung zu den Rechten 
von Menschen mit behinderungen gab, scheint es Außenstehenden, 
als sei der Kampf schon mehr als zur Hälfte gewonnen. In vielen 
Entwicklungsländern, die von Armut, politischen und sozialen Turbu-
lenzen, schlechten bildungs- und Sozialsystemen geplagt sind, muss 
der Kampf wie eine fast unmögliche Herausforderung erscheinen. 

Für viele Südafrikaner stammt der Vergleichsmaßstab hinsichtlich 
Zugänglichkeit und Inklusion meist aus persönlichen Erfahrungen 
von Reisen in andere Länder oder Erzählungen darüber. Viele Men-
schen haben aus erster Hand während einer Reise in ein entwickeltes 
Land erlebt – oder kennen jemanden, der dies erlebt hat – dass es 
dort inklusivere Teilhabe, Menschenrechte, beschäftigungsmöglich-
keiten oder besser ausgebildete soziale Dienstleistungssysteme gibt. 
Allerdings ist es wichtig zu erkennen, dass alle diese Fälle von Zu- 



gänglichkeit und Inklusion bereits vor dem übereinkommen bestan-
den, und dass sie größtenteils übergreifender behindertenspezifi-
scher Gesetzgebung wie dem Americans with Disabilities Act in den 
USA (ADA) und dem Disability Discrimination Act im Vereinigten 
Königreich (DDA) zu verdanken sind, die beide um mehr als ein 
Jahrzehnt älter als das übereinkommen sind.  Andererseits kennen 
viele Südafrikaner die Situation in benachbarten Ländern mit weni-
ger entwickelten Volkswirtschaften, wo weitaus weniger Vorkehrun-
gen für behindertenrechte und -dienstleistungen getroffen werden 
als in Südafrika.

In diesem kurzen überblick greifen wir die Frage auf, an welcher 
Stelle dieses Kontinuums sich Südafrika befindet. Nach seinem 
friedlichen übergang zur Demokratie wurde Südafrika der Welt als 
beispiel präsentiert, und man erwartete viel von dem Land. Eine 
vorbildliche Verfassung, um die viele Menschen in der ganzen Welt 
Südafrika beneiden, eindrucksvolle politische Dokumente und die 
Schaffung öffentlicher Organe mit dem Auftrag, das Leben gefähr-
deter Gruppen zu verbessern, weckten die Hoffnungen aller Süd-
afrikaner, nicht zuletzt der Menschen mit behinderungen.  

Angesichts der enormen probleme des Landes mit Armut, Arbeits-
losigkeit, einem nicht funktionierenden bildungssystem, schlechter 
bereitstellung von Dienstleistungen, Kriminalität sowie Korruption 
und finanzieller Misswirtschaft durch Regierungsbeamte auf allen 
Ebenen, über die viel publiziert worden ist, zusätzlich zur enormen 
Last des durch das Erbe des im Apartheid-System viele Jahrzehnte 
lang begangenen Unrechts, kann man an ein vier Jahre altes über-
einkommen wohl keine allzu hohen Erwartungen stellen. Und den-
noch ...

Wenn unsere Reflexion über jeglichen Erfolg in der Umsetzung der 
UN-bRK Aussagekraft haben soll, mag es sinnvoll sein, die Geschichte 
der behindertenrechte in Südafrika grob zu skizzieren.

Es sollte niemanden, der die Geschichte Südafrikas kennt, überra-
schen, dass weiße behinderte vor dem beginn der Demokratie 1994 
viel bessere Dienstleistungen, darunter bildung und soziale Dienst-
leistungen, erfuhren als schwarze. blinde hatten eine besonders 
privilegierte Situation, u.a. aufgrund des blind person’s Act (Act No. 
11 von 1936), das Vorschriften zu ihren bildungs- und Sozialdienst-
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leistungen enthielt.3 Fast bis zum Ende des 20. Jahrhunderts konzen-
trierten sich die meisten Organisationen für Menschen mit behinde-
rungen auf bestimmte beeinträchtigungen und waren nach Rassen 
getrennt organisiert.4 Diejenigen Dienstleistungen, die es gab, wur-
den aufgrund eines Wohlfahrtsmodells und im Geist der Fürsorge 
bereitgestellt. Es gab wenig oder gar kein bewusstsein einer gemein-
samen Identität als behinderte oder gemeinsamer politischer Ziele. 
Dies hat sich eigentlich erst dann verändert – und dann dramatisch 
– als der befreiungskampf in Südafrika seinem Höhepunkt zustrebte. 
Viele Menschen, die sich aktiv an diesem Kampf beteiligten, wurden 
im Verlauf des Konflikts mit der polizei und der Armee zu behinder-
ten – bspw. trugen Rückenmarksverletzungen und der Verlust von 
Gliedmaßen dazu bei, dass der politische Aktivismus, aufgrund des-
sen solche Menschen sich dem Kampf anschlossen, militanter wurde 
und auch behindertenrechte als Thema aufgriff. Andere behinderte 
Aktivisten und Fürsprecher begrüßten die Möglichkeit, sich mit ihres-
gleichen im Kampf zusammenzuschließen. Dies führte zur Gründung 
der Organisation Disabled people South Africa (Menschen mit behin-
derungen Südafrika, DpSA), die die Idee der Inanspruchnahme von 
Rechten anstelle der bitte um Hilfe in den Diskurs über behinderung 
einbrachte.5

Anfangs war diese Gruppe immens charismatisch und effektiv. Jus-
tice Albie Sachs, der bei einem bombenanschlag während des befrei-
ungskampfs einen Arm verloren hatte, schrieb wie folgt über sein 
erstes Treffen mit der Führung von DpSA: „Erst als ich im Jahre 1990 
mit den Führern von DpSA zusammentraf [...] begann ich, mich als 
behindert zu betrachten. [Und] ich reihte mich leise in die große 
Demokratie der Menschen mit behinderungen ein."6

Im Ergebnis hatte die DpSA das Ohr der Führung des African Natio-
nal congress (ANc), als die partei 1994 an die Macht kam. Die 1996 
verabschiedete Verfassung erkannte an, dass Diskriminierung auf-
grund von behinderungen, ebenso wie Rasse und Geschlecht, illegal 
sein würde, und sanktionierte die Umsetzung von gesetzgeberischen 
und anderen Maßnahmen mit dem Ziel, die Interessen von Katego-
rien von Menschen, u.a. behinderte, zu schützen oder zu fördern.
  
Mehrere politikdokumente und Weißbücher wurden veröffentlicht, die 
alle die Rechte von Menschen mit behinderungen auf Dienstleistun-
gen und Einrichtungen verankerten. Die bekanntesten davon waren 
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die Integrated National Disability Strategy (1997, Integrierte natio-
nale Strategie zu behinderung) und das Education White paper 6 on 
Special Needs Education: building an Inclusive Education and Trai-
ning System (2001, bildungsweißbuch 6 zu behindertenpädagogik: 
zur Etablierung eines inklusiven bildungs- und Ausbildungssystems). 
Mehrere Gesetzeswerke garantierten implizit oder explizit den Schutz 
der Rechte von Menschen mit behinderungen.7   

Das Office on the Status of Disabled people (büro für den Status von 
behinderten, OSDp) wurde beim Office of the presidency (büro des 
präsidenten) eingerichtet. Es handelte sich dabei um eine Struktur 
mit dem Ziel, die Umsetzung von behindertenbezogenen politiken 
und programmen zu gewährleisten und sich für die Interessen von 
Menschen mit behinderungen einzusetzen. An dieser Stelle sollte 
erwähnt werden, dass beim Office of the presidency parallelstruktu-
ren geschaffen wurden: das Office on the Status of Women (büro für 
den Status von Frauen, OSW) und das Office on the Rights of the 
child (büro für den Status des Kindes, ORc). Wir werden dieses 
Thema zu gegebener Zeit wieder aufgreifen. Eine bedeutende Anzahl 
behinderter wurden außerdem in das parlament gewählt.   

Die Ereignisse der folgenden siebzehn Jahre haben die Verheißungen 
jener frühen Tage nicht erfüllt, und auch das beeindruckende Spekt-
rum an politikdokumenten ist weder sinnvoll umgesetzt noch in 
Gesetz gebung umgewandelt worden. Dies gilt ebenso für diejenigen 
politikdokumente, die seit der Ratifizierung der UN-bRK generiert 
wurden. Wir scheinen in Südafrika in der Lage zu sein, beeindru-
ckende politiken zu formulieren, aber es mangelt uns an der Kapazi-
tät, sie durchzusetzen oder zu implementieren. Es ist nicht leicht, 
unsere politiken in Gesetze umzuwandeln. Sowohl fehlende Kapazität 
als auch ein Mangel an politischem Willen haben bedeutend dazu 
beigetragen. Im Entwurf der Regierung zum Länderbericht über den 
Fortschritt bei der Umsetzung des übereinkommens sind, wie in 
zahlreichen anderen Dokumenten und Statements für die Medien, 
der quasi betäubende Refrain „mangelnde Ressourcen" zu finden, 
aber viele Südafrikaner halten diese Ausrede nicht für überzeugend.8 
überall sehen sie belege dafür, dass wir in einem an Ressourcen 
reichen Land leben. Strittig bleiben die prioritäten bei der Verteilung 
dieser Ressourcen. In drei öffentlichen Debatten zum Thema UN-bRK 
und Staatsbürgerschaft, die 2010 von der University of Stellenbosch 
gemeinsam mit dem UN-Sonderberichterstatter über behinderten-
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fragen veranstaltet wurden, waren sich publikumsmitglieder einig  
in ihrer Enttäuschung und Desillusionierung. Während dieser Diskus-
sionen kam der starke Eindruck zum Vorschein, dass Lobbystruktu-
ren vereinnahmt und daraufhin machtlos geworden waren. Es wur-
den auch Fragen über die Kapazität derjenigen gestellt, die ernannt 
worden waren, nicht nur die Umsetzung der UN-bRK, sondern auch 
die vielen politiken und programme, die das Land in Reaktion auf 
deren Ratifizierung auflegte, zu überwachen. „Wer überwacht die 
überwacher?” war die implizit gestellte Frage. Dieselbe pessimisti-
sche Einstellung kristallisierte sich aus den Antworten auf einen 
informellen und nicht systematischen Fragebogen, der an mit der 
Fürsprache und Dienstleistungen für behinderte befasste Einzelper-
sonen und Organisationen verteilt wurde, heraus.9  

Allgemein gesprochen war die perspektive – insbesondere für Kinder 
und Jugendliche mit behinderungen – düster, als das übereinkom-
men ratifiziert wurde. Eine zentrale Stelle in dieser Krise nahm die 
beklagenswerte Situation der Sonderschulen ein, die noch immer  
für die meisten behinderten Lernenden die einzige Option sind. In 
dieser Gruppe schwer betroffen waren die Menschen mit sensori-
schen beeinträchtigungen. In den meisten Schulen für Gehörlose 
waren die Lehrkräfte der Gebärdensprache nicht mächtig.10 In Schu-
len für blinde kannten die Lehrkräfte keine blindenschrift. In vielen 
Fällen schrieben Lernende ihre Schulabschlussprüfungen ohne Lehr-
bücher. Lehrkräften mangelte es an unerlässlichen Fähigkeiten in 
allen Aspekten der bildung visuell beeinträchtigter Lernender.11 Teure 
behinderungskompensierende Technologien wurden gekauft und 
staubten ein, während behauptet wurde, es gebe kein Geld für Lehr-
bücher und brailleschreibmaschinen. Lehrkräfte waren apathisch  
und unmotiviert, und dem Management der Schulen mangelte es an 
Kapazität. Noch immer gibt es in Südafrika keine Einrichtung, an der 
Lehrkräfte von blinden und eingeschränkt sehfähigen Lernenden die 
Ausbildung erhalten können, die sie benötigen, um diese Kinder effek-
tiv zu unterrichten. Sehr wenige Lehrkräfte beherrschen die braille-
schrift. Von den 22 Schulen bieten nur drei Mathematik- und naturwis-
senschaftlichen Unterricht bis zur 12. Klasse an (dem Abschlussniveau 
für alle, die eine Hochschule besuchen möchten).

bis vor Kurzem wurden wenige oder keine Ressourcen zur Verfügung 
gestellt, um behinderten Lernenden den besuch einer Regelschule zu 
ermöglichen. Eltern, die sich für diesen Weg entschieden, mussten 
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selbst für die Kosten der besonderen bedürfnisse ihrer Kinder auf-
kommen – für begleitpersonen, behinderungskompensierende Tech-
nologie und, im Fall von blinden, für Lehrbücher in blindenschrift. 
Darüber, dass das Zwei-prozent-Ziel der Regierung für behinderte 
nicht erreicht worden ist, ist viel gesagt und geschrieben worden,12 

aber dies wird wahrscheinlich der Fall bleiben, solange effektive 
bildung für Lernende mit behinderungen großenteils nicht zur Ver-
fügung steht.

Beschäftigung

Anknüpfend an die südafrikanische Verfassung zählt auch das 
Employment Equity Act (1998, Gesetz zur Gleichheit in der beschäf-
tigung) Menschen mit behinderungen zu den „designierten” Gruppen, 
die Arbeitgeber nicht diskriminieren dürfen. Dies betrifft designierte 
Arbeitgeber, d.h. solche, die mehr als fünfzig personen beschäftigen.  
Sie sind verpflichtet, im Drei-Jahres-Turnus einen plan zur Gleichheit 
in der beschäftigung an das Arbeitsministerium einzureichen und 
darüber zu berichten, inwieweit diese Ziele erreicht worden sind. 

Die Regierung hat festgelegt, dass Menschen mit behinderungen 
zwei prozent der belegschaften ausmachen sollen,13 trotz der Tat-
sache, dass Forschungen der Vereinten Nationen zufolge mehr als  
zehn prozent der bevölkerung in Entwicklungsländern Menschen mit 
behinderungen sind. Dem 10th Commission for Employment Equity 

Annual Report 2009-2010 (10. Jahresbericht der Kommission für 
Gleichstellung in der beschäftigung, 2009-2010) zufolge beträgt in 
den fünfzehn Jahren, in denen dieses Gesetz in Kraft ist, die Zahl der 
Menschen mit behinderungen in beschäftigung immer noch weniger 
als ein prozent der Erwerbsbevölkerung.14 Im öffentlichen bereich 
beträgt diese Zahl 0,6 prozent, im privaten Sektor ein prozent.15

Drei im Amtsblatt vom 17. Dezember 2010 veröffentlichten Gesetzes-
entwürfe zu Arbeit im Allgemeinen und Gleichstellung in der beschäf-
tigung im besonderen erwecken den Eindruck, dass im Falle der Ver-
abschiedung dieser Gesetze die perspektive für behinderte schlechter 
und nicht besser würde. Absatz 7 des Employment Service Draft bill 
(2010, Gesetzesentwurf zu beschäftigungsdienstleistungen) behan-
delt die Einrichtung von zwölf weiteren geschützten Werkstätten für 
Menschen mit behinderungen. In einem vom centre for Disability 
policy and Law (Zentrum für politik und Recht zu behinderung) an 
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der University of the Western cape am 17. Februar 2011 veranstalte-
ten Seminar haben die verschiedenen Referenten einstimmig jegliche 
Gesetzgebung abgelehnt, die die Zahl der geschützten Werkstätten 
erhöhen soll. Undre Deglon, Geschäftsführerin von Disability Work-
shop Enterprises Development, unterstrich in ihrem Referat, dass es 
bis heute wenig oder gar keine belege dafür gibt, dass Menschen mit 
behinderungen, die in geschützten Werkstätten beschäftigt waren, 
jemals der übergang in eine beschäftigung auf dem offenen Arbeits-
markt gelang.

Gesundheitsfürsorge

Seit 2003 gibt es in Südafrika kostenlose Gesundheitsfürsorge für 
Menschen mit behinderungen. Diese Innovation kam vor der UN-bRK,  
ist jedoch wichtig für deren Umsetzung. Leider hat die ehemalige 
Gesundheitsministerin Dr. barbara Hogan das südafrikanische Ge- 
sundheitssystem im Oktober 2008 freimütig als „dysfunktional” be- 
schrieben, und es fehlen 46.000 pflegekräfte und fast 10.000 ärzte.16 
Eine Sonderausgabe der medizinischen Fachzeitschrift The Lancet17 

im Jahre 2009 beschreibt in ähnlicher Weise ein „dysfunktionales” 
System, dessen Ursachen in historischen Ungleichheiten zu suchen 
sind. Es wird erwartet, dass aktuelle Forschungsarbeiten über den 
Zugang zu Gesundheitsfürsorge in Afrika konkretere Informationen 
darüber liefern, ob behinderte mehr barrieren zur Gesundheitsfür-
sorge – sowohl physische als auch einstellungsbezogene barrieren 
– gewärtigen müssen als ihre körperlich leistungsfähigen Lands-
leute18. Allerdings zeigen neue Forschungen des Department of 
Family and community Medicine (Fakultät für Familien- und Sozial-
medizin) an der University of cape Town deutlich, dass Gehörlose 
erhebliche Hindernisse erleben, wenn sie sich um Gesundheitsfür-
sorge bemühen, denn es gibt keine Dolmetscher im Gesundheits-
system, die bspw. bei freiwilliger HIV-beratung und -Tests, Familien-
planung und Entbindung helfen. Häufig müssen Kinder für ihre Eltern 
dolmetschen, auch wenn es um sehr intime Gesundheitsthemen geht.

Staatliches Handeln seit der Ratifikation der UN-BRK

Es wäre allerdings falsch, wollte man den Eindruck erwecken, dass 
die Regierung nach der Ratifizierung der UN-bRK und des Fakultativ-
protokolls untätig gewesen wäre. Im Mai 2009 hat der präsident das 
Ministry for Women, children and persons with Disabilities (Ministe-
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rium für Frauen, Kinder und Menschen mit behinderungen, DWcpD) 
geschaffen. Es sollte nationale Strukturen in vielen behörden, darun-
ter das Office on the Status of Disabled persons, ersetzen. Der Auf-
trag des DWcpD ist, die Einhaltung der Erfüllung von Südafrikas 
Verpflichtungen hinsichtlich seiner verfassungsmäßigen, kontinenta-
len, internationalen, Wähler-, Entwicklungs- und Transformations-
mandate zu den sozioökonomischen, Entwicklungs- und kulturellen 
Rechten von Frauen, Kindern und Menschen mit behinderungen zu 
erleichtern und darüber die Aufsicht auszuüben.   

Das parlament hat ebenfalls im Jahre 2009 ein portfolio committee 
on Women, children, youth and persons with Disabilities (portfolio-
ausschuss für Frauen, Kinder, Jugendliche und Menschen mit behin-
derungen) eingerichtet, das die Arbeit und das budget von DWcpD 
überwachen und Empfehlungen zu allen Aspekten des Ministeriums 
aussprechen soll, darunter seine Struktur, seine Funktionsweise und 
seine politiken. Das portfolio committee tritt etwa viermal pro Monat 
zusammen. 

Eine nahtlose Integration der Arbeit der drei Abteilungen, die in 
diesem Ministerium zusammengefasst sind, ist unerlässlich. Wir 
müssen folgende Frage stellen: Angesichts der Flut an Medienberich-
ten über Aussetzen, Verwahrlosung, Missbrauch, Vergewaltigung und 
Mord an Kindern in Südafrika und angesichts eines fast vollständig 
fehlenden Sicherheitsnetzes für gefährdete Kinder. Was bedeutet die 
Schaffung dieser Strukturen in der praxis für Kinder, die mit fötalem 
Alkoholsyndrom19 zur Welt kommen, für Opfer der Drogenabhängig-
keit ihrer Eltern oder für Kinder, die selbst als Drogenabhängige 
geboren werden? Für Kinder mit vermeidbaren behinderungen, von 
den verheerenden Folgen von tuberkulöser Meningitis und tuberkulö-
sen Infektionen von Gelenken und des Rückgrats bis hin  
zu Kindern, die als Folge von Misshandlungen und Verbrennungen 
behindert sind?  Südafrika hat außerdem die höchste Anzahl Men-
schen mit HIV der Welt, und es besteht wahrscheinlich ein Teufels-
kreis zwischen HIV und behinderung: HIV-positive Menschen sind 
stärker gefährdet, verschiedene beeinträchtigungen zu entwickeln, 
darunter kognitive beeinträchtigungen, und behinderte haben mög-
licherweise ein höheres Risiko, sich mit HIV anzustecken als Nicht-
behinderte.20
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Unter bezugnahme auf Zahlenmaterial von Statistics South Africa 
(der südafrikanischen behörde für Statistik) stellt das Department  
of basic Education (Ministerium für Grundbildung) in seinem bericht 
über die Umsetzung der UN-bRK fest, dass atemberaubende 27,5 
prozent aller Kinder zwischen null und vier Jahren behindert sind.21 
Das Thema vermeidbare behinderungen hat unserer Ansicht nach 
nicht genügend Aufmerksamkeit in den politiken der Regierung 
gefunden. Die obersten prioritäten dieses Ministeriums sollten es 
sein, Frauen zu befähigen und ihre Kompetenz in der Erziehung zu 
stärken sowie gefährdeten Familien sinnvolle und rechtzeitige Unter-
stützung anzubieten. In Südafrika ist die Trennlinie zwischen Kindern 
und Menschen mit behinderungen gefährlich dünn. Wir müssen alles 
in unserer Macht Stehende tun, um zu verhindern, dass Kinder sich 
nicht zu Erwachsenen mit behinderungen entwickeln. 

Rechtliche Entwicklungen seit der Ratifizierung der UN-BRK

bislang gibt es in Südafrika keine Gesetze, die speziell der Sicher-
stellung der Rechte von Menschen mit behinderungen gewidmet 
sind. Dennoch erscheinen Verweise auf behinderte als „designierte 
Gruppe” in verschiedenen Antidiskriminierungsgesetzen, darunter die 
Verfassung und Gesetze zur Gleichstellung am Arbeitsplatz. Es hat 
wenige Klagen vor Gericht aufgrund einer mangelnden Implementa-
tion von Gesetzen gegen Diskriminierung und für chancengleichheit 
bezogen auf behinderung gegeben, obwohl es wahrscheinlich reich-
lich Anlass dazu gäbe. Eine Ausnahme ist ein Fall aus der jüngsten 
Zeit, der vor dem Western cape High court gegen das Department  
of Education (bildungsministerium) gewonnen wurde. Dabei ging es 
um die bildung von Kindern mit schweren und umfassenden behinde-
rungen.22 Es bleibt abzuwarten, ob dieser Sieg das Leben der vielen 
Kinder mit schweren und umfassenden behinderungen im Western 
cape deutlich und nachweisbar ändern wird.  

Es sind mehrere politikdokumente entstanden, die die prinzipien der 
UN-bRK berücksichtigten, v.a. der National Disability policy Frame-
work (Rahmen für die nationale behindertenpolitik), der an die Stelle 
der Integrated National Disability Strategy (Integrierte nationale 
behindertenstrategie) aus dem Jahr 1997 treten sollte.23 Dieses 
Dokument ist eng an die UN-bRK angelehnt, ist aber nicht formell 
angenommen oder lanciert worden und existiert immer noch nur  
als Entwurfsfassung.

281



Einige der anderen politiken: 

 � The Strategic provincial Framework on Disability Integration (2009, 
der strategische Rahmen der provinzen zur Integration behinder-
ter). Dieses neueste Weißbuch bezieht sich stark auf das überein-
kommen als wichtigster Leitfaden zur Inklusion von Menschen mit 
behinderungen auf der Ebene der provinzen und Kommunen.

 � Action plan to Guide the provision of Accessible public Transport 
System in South Africa (2009, Aktionsplan zur Anleitung der be-
reitstellung von zugänglichen öffentlichen Transportsystemen in 
Südafrika)

 � Implementation Strategy to Guide the provision of Accessible 
 public Transport System in South Africa (2009, Implementations-
strategie zur Anleitung der bereitstellung von zugänglichen öffent-
lichen Transportsystemen in Südafrika)

 � Guidelines for Full Service/Inclusive Schools (2010, Leitlinien für 
umfassende/inklusive Schulen), die Teil des Schooling 2025 plan 
(Schulausbildung 2025-plan) des Department of basic Education 
sind, um die Umsetzung von inklusiver bildung zu stärken und um 
für alle Lernenden, insbesondere die armen, bessere Zugänglich-
keit zur Unterstützung der bildung in ihren Nachbarschaftsschulen 
zu gewährleisten. Sie sollen auch zum fundamentalen Einstellungs-
wandel über die Art und Weise, in der das Schulsystem besondere 
bedürfnisse und behinderung betrachtet, beitragen.

 � Department of basic Education Strategic plan (2010/11, Strategi-
scher plan des Ministeriums für Grundbildung)

Es darf jedoch durchaus wiederholt werden, dass es sich bei diesen 
politiken nicht um Gesetzeswerke handelt, und dass es nach wie  
vor schwierig ist, ihre Nichteinhaltung zu sanktionieren, denn in den 
meisten Fällen sind weder personelle noch finanzielle Ressourcen 
vorhanden, um Wünsche in Handeln umzuwandeln.

Verkehr, bildung, Gesundheitsfürsorge und beschäftigung sind eng 
miteinander verzahnt, und es ist unwahrscheinlich, dass in einem 
bereich Fortschritte erzielt werden können, wenn die anderen nicht 
angepackt werden. Viele behinderte Kinder können aufgrund der 
Kosten und der mangelnden Zugänglichkeit der Verkehrsmittel keine 
Sonderschulen besuchen.24 In ähnlicher Weise scheitern behinderte 
Arbeitsuchende häufig am Mangel an zugänglichen und verlässlichen 
öffentlichen Verkehrsmittel. Dem muss die Zahl der Menschen hinzu-
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gerechnet werden, die aufgrund von unsicheren und bislang großen-
teils unregulierten öffentlichen Verkehrsmitteln zu behinderten wer-
den, denn dies sind meist die einzigen, die armen Menschen auf dem 
Land zur Verfügung stehen. 

Hinsichtlich der pläne und politiken für behindertengerechten öffent-
lichen Verkehr hat es einige wirkliche chancen gegeben, die aber 
verpasst wurden. Die Eisenbahnen in den Metropolen wie auch die 
nationalen Eisenbahnen sind weiterhin nicht behindertengerecht, 
trotz der Versprechen vor der FIFA-Fußballweltmeisterschaft im 
vergangenen Jahr, dass sie bis zur Weltmeisterschaft aufgerüstet  
und entsprechend umgebaut würden. Eine einmalige Gelegenheit  
zur Implementierung einiger politiken zur barrierefreiheit des öffent-
lichen Verkehrs wurde verpasst, als das Integrated Rapid Transit 
System (IRT) in Gauteng und der Integrated bus Transport in cape 
Town unter enormen Kosten eingeführt wurden, und dennoch noch 
nicht einmal die grundlegendsten prinzipien des Universal Design 
(Design für alle) zur Anwendung kamen.

Bildung

Als präsident Jacob Zuma im Jahre 2009 die Regierungsgeschäfte 
übernahm, gründete er für Grundbildung und für weiterführende 
bildung jeweils ein eigenes Ministerium. Es gibt einige belege für 
positive Entwicklung bei der Grundbildung, insbesondere bezüglich 
bildung für Lernende mit behinderungen und spezifischer für dieje-
nigen mit sensorischen beeinträchtigungen – vorausgesetzt, der im 
Verlauf des letzten Jahres erzeugte Schwung kann aufrechterhalten 
werden. 

Obwohl es verschiedene Meinungen über die Vorzüge inklusiver 
bildung gibt, scheint sich im Department of basic Education das 
Verständnis dafür durchzusetzen, dass eine inklusive bildungspolitik, 
bei der alle über einen Kamm geschoren würden, nicht machbar ist. 
Die Draft policy on the Minimum Requirements for Teacher Education 
Qualifications (2010, Entwurf für eine politik zu den Mindestanfor-
derungen für die Qualifikation von Lehrkräften) betont die kritische 
Notwendigkeit, dass alle Lehrkräfte mit den Erfordernissen der 
Umsetzung inklusiver praktiken in der bildung vertraut sein müssen. 
Weiterhin ist die Notwendigkeit der Wiedereinführung von Ausbil-
dungszertifikaten für Lehrkräfte mit Spezialisierungen in bereichen 
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wie der bildung von Lernenden mit Seh- oder Hörbehinderungen 
oder mit Störungen des autistischen Formenkreises erkannt worden.

Ein weiteres höchst ermutigendes Dokument war der bericht des 
Department of basic Education über die bereitstellung hochwertiger 
bildung und Unterstützung für Lernende mit einer Sehschwäche. 
Dieses Dokument spiegelt klar das Verständnis des Ministeriums für 
die aktuellen probleme wider und enthält einen fokussierten Aktions-
plan zur Verbesserung der bildungsdienstleistungen für diese Gruppe 
Lernender. Es packt Finanzierung, Ausrüstung und behinderungs-
kompensierende Geräte, Ausbildung von Lehrkräften und viele 
andere Themen an.

Vom 9. bis 11. März hat das Department of basic Education einen 
drei Tage andauernden Workshop zur Kapazitätsentwicklung für 
Schulmanagementteams abgehalten. Ziel des programms war eine 
Orientierung der Mitglieder der bezirksbasierten Unterstützungs-  
und Schulmanagementteams, um das Management von Schulen für 
Seh- und Hörbehinderte zu verbessern. Im Mittelpunkt des Work-
shops stand Artikel 24 der UN-bRK.

Haroon Mohammed vom Department of basic Education gab eine 
positiv aufgenommene präsentation zur Verpflichtung des Ministeri-
ums zur bereitstellung hochwertiger bildung für seh- und hörbehin-
derte Schüler mittels fortdauernder personalentwicklung. Im Einzel-
nen sagte er, dass alle Lehrkräfte an Schulen für Sehbehinderte bis 
zum Jahre 2014 die brailleschrift beherrschen müssten. Dies hätte 
ein groß angelegtes Ausbildungsprogramm zur Folge, da rund 500 
Lehrkräfte in den kommenden Jahren in brailleschrift unterrichtet 
werden müssten.

Derzeit ist eine Revision des paper on Inclusive Education (papier zu 
inklusiver bildung) aus dem Jahre 2001 dringend erforderlich, um 
viele Aussagen des berichts des DbE zur Umsetzung der UN-bRK 
sowie die anderen beeindruckenden politikdokumente und Leitlinien, 
die seit 2009 angefertigt wurden, zu unterfüttern. Wenn diese politik-
dokumente in durchsetzbare Gesetzgebung umgesetzt würden, wäre 
dies höchst erfreulich.
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Soziale Absicherung und Geldleistungen

Südafrika nimmt in Afrika eine fast einzigartige Stellung ein, da es für 
Menschen mit behinderungen, die aufgrund von beeinträchtigungen 
nicht arbeiten können, sowie für Eltern behinderter Kinder mit pflege-
bedarf Sozialleistungen erbringt.  Diese Leistungen sind ein Erbe des 
Wohlfahrtssystems, das ursprünglich nur für Weiße konzipiert war. Das 
System ist mit einer Unzahl Herausforderungen konfrontiert, darunter 
Korruptionsvorwürfen, die größer werdende belastung für den Staat 
und die Tatsache, dass die Zuschüsse aufgrund von behinderungen 
quasi als Armutsminderungsmaßnahme für arme Familien anstatt als 
Hilfe spezifisch für behinderte, die nicht in der Lage sind zu arbeiten, 
fungieren.25 Diese Sozialleistung ist über die Jahre und seit der Rati-
fizierung der UN-bRK ständig gestiegen und beträgt heute R 1.080 
pro Monat (etwa USD 150). Angesichts der UN-bRK ist ein großes 
problem bei diesem Zuschuss, dass er als Teil eines pakets gedacht 
ist, dessen Schwerpunkt auf sinnvoller beschäftigung liegt, die eine 
weitaus bessere Option für behinderte ist als jeglicher Zuschuss oder 
Almosen. Tatsächlich ist die Arbeitslosenrate in Süd afrika so hoch 
(Schätzungen für 2011 zufolge liegt sie bei 25 prozent26), dass dies für 
viele behinderte und ihre Familien die einzige Einkommensquelle ist. 
Wieder einmal wird der Menschenrechtsansatz der UN-bRK in gewis-
sem Maß von den Realitäten der ungleichen Ver mögensverteilung 
unterminiert. Trotz einiger Verbesserungen ist Südafrika weiterhin 
eines der Länder mit der stärksten Ungleichheit der Welt27, und ange-
sichts der beziehung zwischen behinderung und Armut betrifft diese 
Kluft Menschen mit behinderungen unterschiedlich.

Schlussfolgerung: Rhetorik und der Wandel der Zeit

Es steht außer Frage, dass behinderung bezüglich Gesetzgebung  
und Rhetorik der Regierung in Südafrika ein wichtiges Thema ist  
und in gewissem Maß im Zentrum der Formierung einer neuen 
Demokratie steht. Die südafrikanische Demokratie ist jedoch sehr 
jung, und es gibt zahlreiche Herausforderungen bei der Umsetzung 
und der bereitstellung von Leistungen. Die Gründung des Ministry  
for Women, children, and persons with Disabilities seit der UN-bRK 
wurde seitens Aktivisten für behindertenrechte mit einiger Skepsis 
begegnet – manche betrachteten die Verlagerung der behinderten-
arbeit weg vom Office on the Status of Disabled persons, das beim 
präsidenten im Herzen der Macht angesiedelt war als Mittel, um 
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behindertenthemen kaltzustellen. Es steht außer Frage, dass ein 
Geschäftsbereich, der Frauen, Kinder und Menschen mit behinde-
rungen umfasst, enorm groß ist. Der erste Minister, Noluthando 
Mayende Sibiya, wurde 2009 ernannt und dann in einer Kabinetts-
umbildung Ende 2010 durch Lulu xingwana ersetzt, und es ist zum 
jetzigen Zeitpunkt wohl zu früh, um eine Erfolgsbilanz der neuen 
Ministerin zu ziehen. Am 31. März 2011 wurde bekannt gegeben, 
dass Herr Michael Mzolisi Ka Toni zum Stellvertretenden Generaldi-
rektor für die Rechte von Kindern und Menschen mit behinderungen 
im Department for Women, children and persons with Disabilities 
ernannt wurde. Dies ist eine bedeutende Ernennung – Herr Toni war 
über viele Jahre hinweg der Leiter von DpSA, und es werden große 
Erwartungen an seine Fähigkeit gestellt, in seiner neuen Rolle die 
Einlösung von Versprechen an behinderte zu bewirken.

Zusammenfassend ist allerdings zu sagen, dass der Rhetorik von 
Rechten und Leistungen auf der einen Seite durch die Realisierung 
von Rechten und chancen auf der anderen entsprochen werden 
muss, und es obliegt den Südafrikanern, genau zu überwachen, wie, 
wenn überhaupt, die Ziele der UN-bRK erreicht werden.

Übersetzer: Sandra Lustig
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